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A Problem 

 
In der Corona-Pandemie findet in der Schule weiterhin kein üblicher Betrieb statt. Darüber 
hinaus ist mit gewissen Unwägbarkeiten verbunden, in welchem Umfang der Schulbetrieb bis 
zum Beginn der Sommerferien stattfinden wird. Das Ruhen von Präsenzunterricht vor allem 
seit dem Ende der Weihnachtsferien konnte und kann durch den Distanzunterricht in beträcht-
lichem Umfang ausgeglichen werden, allerdings nicht vollständig. Die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie erschweren es auch Lehramtsstudierenden, bestimmte Leistungen zu er-
bringen. 
 
Angesichts der dynamischen Entwicklung der Pandemie ist es notwendig, ebenso wie im ver-
gangenen Schuljahr durch das Bildungssicherungsgesetz vom 30. April 2020 (GV.NRW. 
S. 312a), kurzfristig auf Entwicklungen zu reagieren und schnelle Entscheidungen herbeizu-
führen. Andererseits muss die Legitimation gerade solcher Entscheidungen, die in wesentliche 
Rechtspositionen oder berechtigte Erwartungen eingreifen, gewahrt sein.  
 
B  Lösung 
 
Gegenstand des Gesetzes zur Sicherung von Schul- und Bildungslaufbahnen im Jahr 2021 
sind Maßnahmen zur Vermeidung von Nachteilen des infektionsschutzrechtlich bedingt einge-
schränkten Unterrichtsbetriebs an Schulen. Vergleichbares gilt auch für die Lehrerausbildung. 
Das Ziel ist, die Sicherung von Bildungslaufbahnen und des Zugangs zum Lehramt mit dem 
vorrangigen Schutz der Gesundheit aller am Schulleben Beteiligten in Einklang zu bringen. 
Das Gesetz betrifft Vorgaben des Schulgesetzes und des Lehrerausbildungsgesetzes, von 
denen aufgrund der Corona-Pandemie im Schuljahr 2020/2021 abgewichen werden soll oder 
abgewichen werden kann.  
 
C Alternativen 
 
Keine. 
 
D  Kosten 
 
Keine. 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13092 

 
 

2 

E  Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Schule und Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen. Betei-
ligt sind das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration und das Ministerium 
für Kultur und Wissenschaft.  
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Aufgaben und Kostenbelastung der kommunalen Schulträger bleiben unverändert. 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten Haushalte 
 
Private Haushalte sind ebenso wie private und öffentliche Unternehmen nicht betroffen.  
 
H  Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Die Regelungen sind entsprechend dem Auftrag zum Gender Mainstreaming geprüft; die Vor-
gaben sind insgesamt geschlechterpolitisch ausgewogen.  
 
I  Befristung von Vorschriften 
 
Die Regelungen gelten aufgrund der Gesetzesformulierungen für das Schuljahr 2020/2021. 
Zum Teil entfalten sie Fernwirkungen bis in das Schuljahr 2021/2022. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  
 

Gesetz zur Sicherung von Schul- und Bil-
dungslaufbahnen im Jahr 2021 

(Zweites Bildungssicherungsgesetz) 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes NRW 

 
Das Schulgesetz NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. Sep-
tember 2020 (GV. NRW. S. 890) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Schulgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Schulgesetz NRW - SchulG) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Sekundarstufe I 

 
(1) Die Schulformen der Sekundarstufe I 
bauen auf der Grundschule auf. Im Rah-
men des besonderen Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags der Schulformen (§ 14 Abs. 1, 
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 17a 
Abs. 1) haben sie die Aufgabe, den Schüle-
rinnen und Schülern eine gemeinsame 
Grundbildung zu vermitteln und sie zu befä-
higen, eine Berufsausbildung aufzunehmen 
oder in vollzeitschulische allgemein bildende 
oder berufliche Bildungsgänge der Sekun-
darstufe II einzutreten. 
 
(2) Die Bildungsgänge der Sekundarstufe I 
enden mit Abschlüssen. Abschlüsse sind 
 
1. der Hauptschulabschluss und ein ihm 

gleichwertiger Abschluss, 
2.  der Hauptschulabschluss nach 

Klasse 10 und ein ihm gleichwertiger 
Abschluss, 

3.  der mittlere Schulabschluss (Fach-
oberschulreife), der mit der Berechti-
gung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe verbunden sein kann. 

Abweichend von Satz 1 werden im Gymna-
sium mit achtjährigem Bildungsgang nach 
der Einführungsphase vergeben: 
1. der mittlere Schulabschluss (Fach-

oberschulreife), 
2. ein dem Hauptschulabschluss nach 

Klasse 10 gleichwertiger Abschluss. 
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1. § 12 Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

(3) Der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
und der mittlere Schulabschluss (Fachober-
schulreife) werden an der Hauptschule, der 
Realschule, der Sekundarschule,der Ge-
samtschule und dem Gymnasium mit neun-
jährigem Bildungsgang in einem Abschluss-
verfahren erworben, das sich aus den schu-
lischen Leistungen in der zehnten Klasse 
und einer Prüfung zusammensetzt. Für die 
schriftliche Prüfung werden landeseinheitli-
che Aufgaben gestellt. 
 
(4) Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an 
sonderpädagogischer Unterstützung, die 
nicht nach den Unterrichtsvorgaben der all-
gemeinen Schulen unterrichtet werden (ziel-
different), werden zu eigenen Abschlüssen 
geführt (§ 19 Absatz 4). 
 
(5) Im Schuljahr 2019/2020 gilt Absatz 3 mit 
der Maßgabe, dass ein abweichendes Prü-
fungsverfahren stattfindet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 13 
Erprobungsstufe 

 
(1) In der Hauptschule, der Realschule und 
im Gymnasium werden jeweils die Klassen 5 
und 6 als Erprobungsstufe geführt. 
 
(2) Die Erprobungsstufe dient der Erpro-
bung, Förderung und Beobachtung der 
Schülerinnen und Schüler, um in Zusam-
menarbeit mit den Eltern die Entscheidung 
über die Eignung der Schülerinnen und 
Schüler für die gewählte Schulform sicherer 
zu machen. 
 
(3) Am Ende der Erprobungsstufe entschei-
det die Klassenkonferenz, ob die Schülerin 
oder der Schüler den Bildungsgang in der 
gewählten Schulform fortsetzen kann. Nach 
jedem Schulhalbjahr in der Erprobungsstufe 
befindet sie außerdem darüber, ob sie den 
Eltern leistungsstarker Schülerinnen und 
Schüler der Hauptschule einen Wechsel ih-
res Kindes zur Realschule oder zum Gymna-
sium und den Eltern leistungsstarker Schüle-
rinnen und Schüler der Realschule einen 
Wechsel ihres Kindes zum Gymna-
sium empfiehlt. 
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2. In § 13 Absatz 4 wird die Angabe 
„2019/2020“ durch die Angabe 
„2020/2021“ ersetzt. 

 

(4) Im Schuljahr 2019/2020 findet Absatz 3 
Satz 1 keine Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 18 
Gymnasiale Oberstufe 

 
(1) Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in 
die einjährige Einführungsphase und die 
zweijährige Qualifikationsphase. Sie umfasst 
die Jahrgangsstufen 11 bis 13, im Gymna-
sium mit achtjährigem Bildungsgang die 
Jahrgangsstufen 10 bis 12. 
 
(2) Der Unterricht in der gymnasialen Ober-
stufe wird in einem Kurssystem erteilt, das 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung Kurse auf unterschiedlichen 
Anforderungsebenen in einem Pflichtbereich 
und in einem Wahlbereich umfasst. 
 
(3) Am Ende der Einführungsphase findet 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung eine zentrale schriftliche Leis-
tungsüberprüfung statt, für die landeseinheit-
liche Aufgaben gestellt werden. 
 
(4) In der Qualifikationsphase werden ver-
bindliche und wählbare Unterrichtsfächer 
dem sprachlich-literarisch-künstlerischen, 
dem gesellschaftswissenschaftlichen und 
dem mathematisch-naturwissenschaftlich-
technischen Aufgabenfeld zugeordnet. 
Durch den Unterricht in den drei Aufgaben-
feldern sowie in den Fächern Religionslehre 
und Sport werden eine gemeinsame Grund-
bildung in angemessener Breite und eine in-
dividuelle vertiefte Bildung in Schwerpunkt-
bereichen gewährleistet. 
 
(5) Die gymnasiale Oberstufe schließt mit 
der Abiturprüfung ab, mit der die allgemeine 
Hochschulreife verliehen wird. Für den 
schriftlichen Teil der Abiturprüfung werden 
landeseinheitliche Aufgaben gestellt. Die 
Gesamtqualifikation setzt sich aus den Leis-
tungen in der Qualifikationsphase und in der 
Abiturprüfung zusammen. In der gymnasia-
len Oberstufe kann auch der schulische Teil 
der Fachhochschulreife erworben wer-
den. Der fachpraktische Teil der Fachhoch-
schulreife wird nach Maßgabe der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung innerhalb von 
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3.  In § 18 Absatz 6 wird die Angabe 

„2019/2020“ durch die Angabe 
„2020/2021“ ersetzt. 

 

acht Jahren nach dem Verlassen der gymna-
sialen Oberstufe durch ein Praktikum oder 
eine Berufsausbildung erworben. 
 
(6) Im Schuljahr 2019/2020 findet Absatz 3 
keine Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 23 
Weiterbildungskolleg 

 
(1) Das Weiterbildungskolleg umfasst die Bil-
dungsgänge der Abendrealschule, des 
Abendgymnasiums und des Kollegs (Institut 
zur Erlangung der Hochschulreife). Ein Wei-
terbildungskolleg muss mindestens zwei Bil-
dungsgänge umfassen. § 82 Abs. 9 Satz 2 
und 3 bleibt unberührt. 
 
(2) Der Bildungsgang der Abendrealschule 
führt zu den Abschlüssen: 
 
1. Hauptschulabschluss; 
2. Hauptschulabschluss nach Klasse 10; 
3. mittlerer Schulabschluss (Fachober-

schulreife), der nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
mit der Berechtigung zum Besuch von 
Bildungsgängen des Berufskollegs, 
die zur allgemeinen Hochschulreife 
führen, verbunden sein kann. 

 
Der mittlere Schulabschluss (Fachober-
schulreife) wird in einem zentralen Ab-
schlussverfahren erworben. 
 
(3) Die Bildungsgänge von Abendgymna-
sium und Kolleg führen 
 
1.  in einem dreijährigen Bildungsgang 

zur allgemeinen Hochschulreife, 
2.  zur Fachhochschulreife oder zum 

schulischen Teil der Fachhochschul-
reife. 

 
(4) Das Weiterbildungskolleg soll schulfach-
lich und organisatorisch mit den Einrichtun-
gen der Weiterbildung zusammenarbeiten, 
die Lehrgänge zum nachträglichen Erwerb 
von Schulabschlüssen anbieten. Die Zusam-
menarbeit erstreckt sich insbesondere auf 
die Abstimmung der schulabschlussbezoge-
nen Bildungsangebote, auf gemeinsame 
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4.  § 23 Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

schulabschlussbezogene Unterrichtsveran-
staltungen und auf den Einsatz von Lehrerin-
nen und Lehrern. Die Bildungsangebote der 
Berufskollegs in der Region sind in die Ab-
stimmung einzubeziehen. 
 
(5) Im Schuljahr 2019/2020 findet Absatz 2 
Satz 2 keine Anwendung. 
 

5.  § 36 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

 § 36 
Vorschulische Beratung und Förderung, 

Feststellung des Sprachstandes 
 
(1) Der Schulträger lädt gemeinsam mit den 
Leiterinnen und Leitern der Tageseinrichtun-
gen für Kinder und der Grundschulen die El-
tern, deren Kinder in zwei Jahren eingeschult 
werden, zu einer Informationsveranstaltung 
ein, in der die Eltern über Fördermöglichkei-
ten im Elementarbereich und Primarbereich, 
insbesondere auch über die Bedeutung kon-
tinuierlich aufeinander aufbauender Bil-
dungsprozesse, beraten werden. 
 
(2) Das Schulamt stellt zwei Jahre vor der 
Einschulung fest, ob die Sprachentwicklung 
der Kinder altersgemäß ist und ob sie die 
deutsche Sprache hinreichend beherrschen. 
Die Feststellung nach Satz 1 gilt bei Kindern 
als erfüllt, die eine Kindertageseinrichtung 
besuchen, in der die sprachliche Bildung 
nach Maßgabe des § 19 in Verbindung mit 
§ 18 des Kinderbildungsgesetzes vom 3. De-
zember 2019 (GV. NRW. S. 894) in der je-
weils geltenden Fassung gewährleistet ist. 
Beherrscht ein Kind nach der Feststellung 
nach Satz 1 die deutsche Sprache nicht hin-
reichend und wird es nicht nachweislich in ei-
ner Tageseinrichtung für Kinder sprachlich 
gefördert, soll das Schulamt das Kind ver-
pflichten, an einem vorschulischen Sprach-
förderkurs teilzunehmen. Hierdurch soll ge-
währleistet werden, dass jedes Kind vom Be-
ginn des Schulbesuchs an dem Unterricht 
folgen und sich daran beteiligen kann. Die 
Schulen sind verpflichtet, das Schulamt bei 
der Durchführung der Sprachstandsfeststel-
lung zu unterstützen; hierbei ist auch eine 
Zusammenarbeit mit den Kindertagesein-
richtungen und der Jugendhilfe anzustreben. 
 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18135&vd_back=N894&sg=0&menu=0
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(3) Bei der Anmeldung zur Grundschule stellt 
die Schule fest, ob die Kinder die deutsche 
Sprache hinreichend beherrschen, um im 
Unterricht mitarbeiten zu können. Die Schule 
soll Kinder ohne die erforderlichen Sprach-
kenntnisse zum Besuch eines vorschuli-
schen Sprachförderkurses verpflichten, so-
weit sie nicht bereits in einer Tageseinrich-
tung für Kinder entsprechend gefördert wer-
den. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 
 

a) In Satz 1 wird die Angabe 
„2019/2020“ durch die Angabe 
„2020/2021“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe 
„2020/2021“ durch die Angabe 
„2021/2022“ ersetzt. 

 

 (4) Im Schuljahr 2019/2020 findet Absatz 2 
keine Anwendung. Aufgrund von Satz 1 un-
terbliebene Feststellungen nach Absatz 2 
Satz 1 sind im Schuljahr 2020/2021 nachzu-
holen. 
 

6. § 50 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 50 
Versetzung, Förderangebote 

 
(1) Eine Schülerin oder ein Schüler wird nach 
Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung in der Regel am Ende des Schuljah-
res in die nächsthöhere Klasse oder Jahr-
gangsstufe versetzt, wenn die Leistungsan-
forderungen der bisherigen Klasse oder 
Jahrgangsstufe erfüllt sind. Eine Vorverset-
zung ist möglich, wenn eine erfolgreiche Teil-
nahme am Unterricht der höheren Klasse  
oder Jahrgangsstufe zu erwarten ist. Die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung kann 
vorsehen, dass Übergänge in die nächsthö-
here Klasse oder Jahrgangsstufe auch ohne 
Versetzung möglich sind. 
 
(2) Über die Versetzung entscheidet die 
Klassen- oder Jahrgangsstufenkonferenz als 
Versetzungskonferenz. Mitglieder der Ver-
setzungskonferenz sind die Lehrerinnen und 
Lehrer, die die Schülerin oder den Schüler im 
zweiten Halbjahr unterrichtet haben. In der 
Versetzungskonferenz übernimmt die Schul-
leiterin oder der Schulleiter den Vorsitz oder 
bestellt eine Vertretung. 
 
(3) Die Schule hat ihren Unterricht so zu ge-
stalten und die Schülerinnen und Schüler so 
zu fördern, dass die Versetzung der Regelfall 
ist. Schülerinnen und Schülern der Grund-
schule und der Sekundarstufe I, deren Ver-
setzung gefährdet ist, wird zum Ende des 
Schulhalbjahres eine individuelle Lern- und 
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 „(6) Im Schuljahr 2020/2021 findet Ab-

satz 4 keine Anwendung. Reicht die 
Leistung einer Schülerin oder eines 
Schülers in einem Fach oder in mehre-
ren Fächern abweichend von den im 
Zeugnis für das erste Schulhalbjahr er-
teilten Noten nicht mehr aus, werden 
Minderleistungen in einem Fach bei der 
Versetzungsentscheidung nicht berück-
sichtigt. Satz 2 gilt auch für volljährige 
Schülerinnen und Schüler. Eltern sowie 
Schülerinnen und Schüler sind über 
nicht ausreichende Leistungen zu infor-
mieren; auf Wunsch erfolgt eine Bera-
tung.“ 

 
 
 

Förderempfehlung gegeben. Sie sollen zu-
dem die Möglichkeit der Teilnahme an schu-
lischen Förderangeboten erhalten mit dem 
Ziel, unter Einbeziehung der Eltern erkannte 
Lern- und Leistungsdefizite bis zur Verset-
zungsentscheidung zu beheben. Eine Lern- 
und Förderempfehlung erhalten Schülerin-
nen und Schüler der Grundschule und der 
Sekundarstufe I auch im Falle der Nichtver-
setzung zum Ende des Schuljahres. 
 
(4) Ist die Versetzung einer Schülerin oder 
eines Schülers gefährdet, weil die Leistun-
gen in einem Fach abweichend von den im 
letzten Zeugnis erteilten Noten nicht mehr 
ausreichen, so sind die Eltern schriftlich zu 
benachrichtigen. Auf etwaige besondere Fol-
gen einer Nichtversetzung der Schülerin  
oder des Schülers ist hinzuweisen. Hat die 
Schule die Eltern nicht benachrichtigt, so 
kann daraus kein Anspruch auf Versetzung 
hergeleitet werden. Unterbleibt die Benach-
richtigung, obwohl ein Fach oder mehrere 
Fächer hätten abgemahnt werden müssen, 
werden Minderleistungen in einem Fach bei 
der Versetzungsentscheidung nicht berück-
sichtigt. Die Benachrichtigung entfällt bei 
volljährigen Schülerinnen und Schülern. 
 
(5) Schülerinnen und Schüler, die nicht ver-
setzt werden, wiederholen die bisher be-
suchte Klasse oder Jahrgangsstufe. Eine 
zweite Wiederholung ist in der Regel nicht 
zulässig. 
 
(6) Im Schuljahr 2019/2020 wird abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 eine Schülerin oder ein 
Schüler auch dann in die nächsthöhere 
Klasse oder Jahrgangsstufe versetzt, wenn 
die Leistungsanforderungen der bisherigen 
Klasse oder Jahrgangsstufe nicht erfüllt sind, 
es sei denn, die Versetzung ist mit dem Er-
werb eines Abschlusses oder einer Berechti-
gung verbunden. 
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Artikel 2 
Änderung des  

Lehrerausbildungsgesetzes 
 
Das Lehrerausbildungsgesetz vom 
12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 1. Sep-
tember 2020 (GV. NRW. S. 890) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Gesetz 
über die Ausbildung für Lehrämter an öf-

fentlichen Schulen 
(Lehrerausbildungsgesetz – LABG) 

1. Dem § 11 wird folgender Absatz 11 an-
gefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 11 
Akkreditierung von Studiengängen 

 
(1) Studienabschlüsse nach § 10 eröffnen 
den Zugang zu einem der Lehrämter nach 
§ 3 Abs. 1, wenn sie in gemäß § 7 Hoch-
schulgesetz akkreditierten Studiengängen 
erworben wurden. Gegenstand der Akkredi-
tierung und Reakkreditierung sind auch die 
Prüfungsordnungen der Hochschulen für die 
einzelnen Fächer; bei Akkreditierungen in 
den Fächern Kunst und Musik sind die Be-
sonderheiten künstlerischer Praxis zu be-
rücksichtigen. Die durch oder aufgrund die-
ses Gesetzes gestellten Anforderungen an 
den Zugang zum Vorbereitungsdienst, die in 
Absatz 2 bis 10 gestellten Anforderungen an 
Studiengänge sowie bundesweite Vereinba-
rungen unter den Ländern sind zu beachten. 
In Verfahren der Akkreditierung und Reak-
kreditierung wirkt das für Schulen zuständige 
Ministerium oder eine von ihm benannte 
Stelle mit. Die Akkreditierung und Reakkre-
ditierung von Master-Studiengängen ist an 
die Zustimmung des für Schulen zuständi-
gen Ministeriums oder der von ihm benann-
ten Stelle gebunden. 
 
(2) Universitäten in Trägerschaft des Landes 
können Programmakkreditierungen nach 
Absatz 1 ersetzen durch entsprechende 
hochschulinterne Akkreditierungen aufgrund 
einer Systemakkreditierung und einer Ver-
einbarung mit dem für Schulen zuständigen 
Ministerium, wenn 
 
1. die Beteiligung des für Schulen zu-

ständigen Ministeriums oder einer von 
ihm benannten Stelle an der regelmä-
ßig wiederkehrenden hochschulinter-
nen Akkreditierung der lehramtsbezo-
genen Bachelor- und Lehramtsmaster-
Studiengänge gesichert ist, und 
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2. der Studienbetrieb der einzelnen Lehr-
amtsmaster-Studiengänge in den Fä-
chern und Bildungswissenschaften 
wiederkehrend, mindestens im Ab-
stand von sechs Jahren, an die hoch-
schulinterne Akkreditierung und die 
Zustimmung des für Schulen zuständi-
gen Ministeriums zur Akkreditierung 
gebunden ist. § 7 Absatz 1 des Hoch-
schulgesetzes bleibt unberührt. 

 
Die Beteiligung nach Nummer 1 umfasst ins-
besondere Informationsrechte zur personel-
len Ausstattung in den Fachdidaktiken und 
Bildungswissenschaften sowie ein eigenes 
Recht des für Schulen zuständigen Ministe-
riums, die Bewertung durch externen wis-
senschaftlichen Sachverstand verlangen zu 
können. Die Sätze 1 und 2 sind auch auf we-
sentliche Änderungen von Studiengängen 
anzuwenden. Die Neueinrichtung von Studi-
engängen setzt weiter Akkreditierungen 
nach Absatz 1 voraus. 
 
(3) Das Bachelorstudium enthält bereits lehr-
amtsspezifische Elemente und ist so anzule-
gen, dass die erworbenen Kompetenzen 
auch für Berufsfelder außerhalb der Schule 
befähigen. Das Masterstudium bereitet ge-
zielt auf ein Lehramt vor. Das Studium um-
fasst am Ausbildungsziel orientierte bil-
dungswissenschaftliche, fachwissenschaftli-
che und fachdidaktische Studien, in die Pra-
xisphasen einzubeziehen sind. Die Hoch-
schulen können zulassen, dass Leistungen 
des Bachelorstudiums von einem Studieren-
den im Rahmen eines vorläufigen Zugangs 
zum Masterstudium individuell nachgeholt 
werden, wenn zu erwarten ist, dass sie inner-
halb eines Jahres erbracht werden. 
 
(4) Das Studium orientiert sich an der Ent-
wicklung der grundlegenden beruflichen 
Kompetenzen nach § 2 Abs. 2. Die Kompe-
tenzen werden in einem systematischen Auf-
bau erworben. Dazu entwickeln die Hoch-
schulen im Rahmen der rechtlichen Vorga-
ben und der bundesweiten Vereinbarungen 
unter den Ländern über Anforderungen an 
Bildungswissenschaften und Fächer Curri-
cula. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13092 

 
 

12 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(5) Das Studium gliedert sich in Lehreinhei-
ten (Module) gemäß § 60 Abs. 3 des Hoch-
schulgesetzes; die Module des Masterstudi-
ums werden jeweils mit einer Modulab-
schlussprüfung abgeschlossen, die als sol-
che im Diplomzusatz (Diploma Supplement) 
ausgewiesen ist und den Kompetenzerwerb 
im gesamten Modul abbildet. In den Fächern 
Kunst und Musik können die Besonderheiten 
künstlerischer Praxis berücksichtigt werden. 
Den einzelnen Studien- und Prüfungsleistun-
gen sind Leistungspunkte nach den im Euro-
pean Credit Transfer System festgelegten 
Kriterien zugeordnet. 
 
(6) Das Studium für die einzelnen Lehrämter 
umfasst sowohl im Bachelor-Studiengang 
als auch im Master-Studiengang neben dem 
bildungswissenschaftlichen Studium und 
den in Verantwortung der Hochschulen lie-
genden Praxiselementen folgende Bestand-
teile: 
 
1. für das Lehramt an Grundschulen das 

Studium der Lernbereiche Sprachliche 
Grundbildung und Mathematische 
Grundbildung und eines weiteren 
Lernbereichs oder Unterrichtsfachs je-
weils einschließlich der Fachdidaktik; 
das bildungswissenschaftliche Stu-
dium ist auf das frühe Lernen kon-
zentriert und enthält elementarpäda-
gogische und förderpädagogische 
Schwerpunkte, 

2. für das Lehramt an Haupt-, Real-, Se-
kundar- und Gesamtschulen das Stu-
dium von zwei Unterrichtsfächern ein-
schließlich der Fachdidaktik, 

3. für das Lehramt an Gymnasien und 
Gesamtschulen das Studium von zwei 
Unterrichtsfächern einschließlich der 
Fachdidaktik; an die Stelle von zwei 
Unterrichtsfächern kann nach Maß-
gabe der Verordnung nach § 9 Abs. 2 
das Fach Kunst oder das Fach Musik 
treten; an die Stelle eines Unterrichts-
faches kann eine sonderpädagogische 
Fachrichtung treten, 

4.  für das Lehramt an Berufskollegs das 
Studium der Berufspädagogik sowie 
das Studium von zwei beruflichen 
Fachrichtungen oder eines Unter-
richtsfaches und einer beruflichen 
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Fachrichtung oder zweier Unterrichts-
fächer jeweils einschließlich der Fach-
didaktik; das Studium einer beruflichen 
Fachrichtung oder eines Unterrichtsfa-
ches kann mit dem Studium einer son-
derpädagogischen Fachrichtung ver-
bunden werden, 

5. für das Lehramt für sonderpädagogi-
sche Förderung das Studium von zwei 
Unterrichtsfächern jeweils einschließ-
lich der Fachdidaktik und das Studium 
von zwei sonderpädagogischen Fach-
richtungen. 

 
Das für Schulen zuständige Ministerium 
kann im Einvernehmen mit dem für Wissen-
schaft zuständigen Ministerium an einer aus-
gewählten Hochschule eine zeitlich befris-
tete Erprobung neuer Formen der sonderpä-
dagogischen Qualifikation genehmigen, in 
der für das Lehramt an Grundschulen das 
Studium des weiteren Lernbereichs oder Un-
terrichtsfachs nach Satz 1 Nummer 1 durch 
das Studium einer sonderpädagogischen 
Fachrichtung aus dem Bereich der Lern- und 
Entwicklungsstörungen ersetzt wird. 
 
(7) Leistungen in Lernbereichen, Unterrichts-
fächern und sonderpädagogischen Fach-
richtungen sowie in Bildungswissenschaften 
sind zu einem Anteil von mindestens einem 
Fünftel im Masterstudium (ohne Berücksich-
tigung des Praxissemesters) zu erbringen. 
 
(8) Leistungen in Deutsch für Schülerinnen 
und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte 
sind für alle Lehrämter zu erbringen. 
 
(9) Sofern eine Hochschule eine fachlich 
übergreifende Perspektive auf alle Aspekte 
von Vielfalt der Schülerinnen und Schüler 
verfolgt und durch ein inhaltlich abgestimm-
tes und zentral in der Hochschule verantwor-
tetes Studienangebot umsetzt, wird diese 
Entwicklung bezüglich lehramtsbezogener 
Aspekte von dem für Schulen zuständigen 
Ministerium beratend begleitet. 
 
(10) Das Studium moderner Fremdsprachen 
umfasst mindestens einen Auslandsaufent-
halt von drei Monaten Dauer in einem Land, 
in dem die studierte Sprache als Landes-
sprache gesprochen wird; Hochschulen 
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 „(11) Hochschulen können bis zum 

30. April 2022 Ausnahmen nach Ab-
satz 10 Satz 1 auch dann zulassen und 
Masterabschlüsse im Sinne des 
§ 10 Absatz 1 vergeben, wenn die oder 
der Studierende alle fachlichen Voraus-
setzungen für den Zugang zum Vorbe-
reitungsdienst erfüllt hat und das Stu-
dium nur deshalb nicht abschließen 
kann, weil der Auslandsaufenthalt we-
gen der Auswirkungen der Covid-19-
Pandemie nicht entsprechend seiner 
Zielrichtung durchführbar oder unzu-
mutbar ist.“ 

 

können im Einzelfall eine Ausnahme vom 
Auslandsaufenthalt zulassen, wenn eine in 
der Person der oder des Studierenden oder 
in der Person nächster Angehöriger begrün-
dete schwerwiegende Mobilitäts-einschrän-
kung vorliegt und die Ausnahmegenehmi-
gung dokumentiert wird. In den Unterrichts-
fächern Kunst, Musik und Sport beruht be-
reits der Zugang zum Studium auf dem 
Nachweis der Eignung für diese Studien-
gänge; die Zugangsanforderungen sind nach 
Lehrämtern zu unterscheiden; der Abschluss 
des Studiums beruht auch auf fachprakti-
schen Prüfungsleistungen. 
 

2. § 12 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Praxiselemente 

 
(1) Die schulpraktischen Ausbildungsele-
mente des Studiums sind: 
 
1.  ein Eignungs- und Orientierungsprak-

tikum von mindestens 25 Praktikums-
tagen während eines Schulhalbjahres, 
die möglichst innerhalb von fünf Wo-
chen geleistet werden sollen, 

2.  ein mindestens vierwöchiges, in der 
Regel außerschulisches Berufsfeld-
praktikum und 

3.  ein Praxissemester von mindestens 
fünf Monaten Dauer, das neben den 
Lehrveranstaltungen mindestens zur 
Hälfte des Arbeitszeitvolumens an 
Schulen geleistet wird. 

 
Alle Praxiselemente tragen auch zu einer 
kontinuierlichen Eignungsreflexion bei. Sie 
werden in einem Portfolio dokumentiert. 
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(2) Das Bachelorstudium umfasst, in der Re-
gel im ersten Studienjahr, ein bildungswis-
senschaftlich oder fachdidaktisch begleitetes 
Eignungs- und Orientierungspraktikum, das 
der kritisch-analytischen Auseinanderset-
zung mit der Schulpraxis, der Reflexion der 
Eignung für den Lehrerberuf und der Ent-
wicklung einer professionsorientierten Per-
spektive für das weitere Studium dient. Die-
ses Praktikum führen die Hochschulen in Be-
zug auf Fragen der Eignungsreflexion in Ko-
operation mit den Schulen durch, die dabei 
von den Zentren für schulpraktische Lehrer-
ausbildung unterstützt werden. Das Ba-
chelorstudium umfasst zudem ein in der Re-
gel außerschulisches Berufsfeldpraktikum, 
das den Studierenden konkretere berufliche 
Perspektiven außerhalb des Schuldienstes 
eröffnet oder Einblicke in die für den Lehrer-
beruf relevanten außerschulischen Tätig-
keitsfelder gewährt. 
 
(3) Das Masterstudium umfasst ein bildungs-
wissenschaftlich und fachdidaktisch vorbe-
reitetes Praxissemester in Studienfächern. 
Das Praxissemester ist in der Regel in einer 
dem angestrebten Lehramt entsprechenden 
Schulform zu absolvieren; begründete Aus-
nahmen davon sind zwischen der oberen 
Schulaufsichtsbehörde und der Hochschule 
abzustimmen. Das Praxissemester soll im 
zweiten Semester, spätestens im dritten Se-
mester absolviert werden. Es schafft berufs-
feldbezogene Grundlagen für die nachfol-
genden Studienanteile und den Vorberei-
tungsdienst. Es wird von den Hochschulen 
verantwortet und ist in Kooperation mit den 
Schulen sowie den Zentren für schulprakti-
sche Lehrerausbildung durchzuführen. Die 
Hochschulen schließen das Praxissemester 
mit einer geeigneten Prüfung und mit einem 
Bilanz- und Perspektivgespräch mit den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern ab. 
 
(4) Spätestens zum Beginn des Praxisse-
mesters ist dem Zentrum für schulpraktische 
Lehrerausbildung ein erweitertes Führungs-
zeugnis vorzulegen. Die Bewerberin oder 
der Bewerber beantragt das erweiterte Füh-
rungszeugnis gemäß § 30 und § 30a des 
Bundeszentralregistergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. 
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 „(6) Ein in den Jahren 2020 und 2021 

wegen der Auswirkungen der Covid-19-
Pandemie unterbrochenes Praxisele-
ment nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
kann auch im folgenden Schulhalbjahr 
beendet werden.“. 

 

September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 
195), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 4 des 
Gesetzes vom 21. Januar 2015 (BGBl. I S. 
10) geändert worden ist. Enthält das erwei-
terte Führungszeugnis eine Eintragung, die 
eine Beeinträchtigung der Rechte von Schü-
lerinnen und Schülern befürchten lässt, sind 
die obere Schulaufsichtsbehörde und die 
Hochschule zu beteiligen. Die obere Schul-
aufsichtsbehörde kann in diesem Fall den 
Einsatz an Schulen untersagen, soweit dies, 
unter Berücksichtigung des Ausbildungsinte-
resses der Bewerberin oder des Bewerbers, 
zum Schutz von Schülerinnen und Schülern 
erforderlich ist. 
 
(5) Grundsätzlich sind alle öffentlichen Schu-
len Ausbildungsschulen und tragen zur 
schulpraktischen Ausbildung bei. Geneh-
migte Ersatzschulen können mit Zustim-
mung des Ersatzschulträgers Ausbildungs-
schulen sein. Die Schulleitungen tragen die 
Verantwortung für die Ausbildungsbeiträge 
der Schule; sie können einzelne Lehrkräfte 
mit der Ausbildung beauftragen. Das für 
Schulen zuständige Ministerium kann ge-
genüber den Schulen und den Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung landes-
weite Regelungen zu den Praxiselemen-
ten  treffen, insbesondere zu Fragen der Or-
ganisation, der Zuständigkeiten, der Bereit-
stellung von Praktikumsplätzen sowie zu den 
ausbildungsfachlichen Inhalten und zu den 
Rechten und Pflichten als Praktikantin oder 
Praktikant an Schulen. 
 
(6) Im Jahr 2020 finden Absatz 1 Satz 1 hin-
sichtlich der Mindestdauer der schulprakti-
schen Ausbildungselemente und § 8 Ab-
satz 2 der Lehramtszugangsverordnung 
vom 25. April 2016 (GV. NRW. S. 211) keine 
Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 20 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Über-

gangsregelungen 
 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Abweichend davon tre-
ten § 3, §§ 14 bis 16 sowie § 19 am 1. Okto-
ber 2011 in Kraft; § 5, § 6, § 7 Abs. 1 und 
Abs. 2 treten am 1. August 2011 in Kraft. Das 
Gesetz über die Ausbildung für Lehrämter an 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15620&vd_back=N211&sg=0&menu=0
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öffentlichen Schulen (Lehrerausbildungs-ge-
setz – LABG) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 
325), zuletzt geändert durch Artikel 16 des 
Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. 
S. 224), tritt am Tage nach der Verkündung 
dieses Gesetzes außer Kraft. Abweichend 
davon treten § 1 Abs. 4, § 2, § 5, §§ 7 bis 17, 
§ 19, § 20 (mit Ausnahme des Absatzes 4 
Satz 2), § 22 sowie § 28 zum 1. Okto-
ber 2011 außer Kraft; § 3, § 4, § 18 und § 25 
treten zum 1. August 2011 außer Kraft. 
 
(2) Die Hochschulen können Studiengänge 
nach diesem Gesetz ab dem Wintersemes-
ter 2009/2010 einrichten, sofern Akkreditie-
rungsverfahren vor Aufnahme des Studien-
betriebs abgeschlossen sind. Sie stellen ihr 
Studienangebot spätestens zum und ab dem 
Wintersemester 2011/2012 auf akkreditierte 
Studiengänge nach diesem Gesetz um und 
nehmen keine Studienanfänger in Studien-
gänge auf, die zu einer Ersten Staatsprüfung 
für ein Lehramt führen. Hochschulen im Mo-
dellversuch „Gestufte Studiengänge in der 
Lehrerausbildung“ (VO-B/M) vom 
27. März 2003 (GV. NRW. S. 194), denen 
eine Umstellung auf akkreditierte Studien-
gänge nach diesem Gesetz zum Winterse-
mester 2009/2010 nicht möglich ist, nehmen 
längstens bis zum Sommersemester 2011 
Studierende in Studiengänge nach den Re-
gelungen des Modellversuchs auf. 
 
(3) Hochschulen können über die Zeitpunkte 
nach Absatz 2 hinaus solche Studierende in 
Studiengänge nach dem Lehrerausbildungs-
gesetz vom 2. Juli 2002 aufnehmen, die un-
ter Anrechnung von Leistungen aus einer be-
reits bestandenen Ersten Staatsprüfung ein 
weiteres Lehramt anstreben oder mit redu-
zierten Studienleistungen eine weitere Lehr-
befähigung anstreben (§ 11 und § 22 
des Lehrerausbildungsgesetzes vom 
2. Juli 2002), soweit ein Abschluss der jewei-
ligen staatlichen Prüfung im Rahmen ent-
sprechender Staatsexamens-Studiengänge 
an der jeweiligen Hochschule gesichert ist. 
Ein Lehramtserwerb nach § 11 des Lehrer-
ausbildungsgesetzes vom 2. Juli 2002 setzt 
voraus, dass mindestens eine der dort ge-
nannten Ersten und Zweiten Staatsprüfun-
gen nach dem 30. September 2003 bestan-
den oder anerkannt wird. 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3239&vd_back=N325&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3239&vd_back=N325&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2928&vd_back=N194&sg=0&menu=0
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(4) Studierende, die sich am 30. Septem-
ber 2011 in einer Ausbildung nach den Vor-
schriften des Lehrerausbildungsgesetzes 
vom 2. Juli 2002 oder nach der Verordnung 
zur Durchführung des Modellversuchs „Ge-
stufte Studiengänge in der Lehrerausbil-
dung“ (VO-B/M) vom 27. März 2003 (GV. 
NRW. S. 194) befinden, können die Ausbil-
dung nach diesen Vorschriften beenden, 
wenn sie die Erste Staatsprüfung oder den 
Masterabschluss im Modellversuch spätes-
tens sechs Semester nach dem Zeitpunkt 
abschließen, zu dem die Regelstudienzeiten 
für entsprechende Studiengänge nach altem 
Recht für das jeweilige Lehramt an ihrer 
Hochschule auslaufen. Das Prüfungsamt (§ 
8) kann diese Frist auf Antrag einer oder ei-
nes Studierenden im Einzelfall im Einverneh-
men mit der jeweiligen Hochschule verlän-
gern, soweit die Verzögerung des Studien-
abschlusses auf 
 
1.  einer durch ärztliches Attest oder 

amtsärztliches Gutachten nachzuwei-
senden längeren schweren Erkran-
kung, 

2.  einer Schwerbehinderung, 
3.  einer Schwangerschaft, 
4.  der Pflege und Erziehung eines eige-

nen Kindes bis zu zehn Jahren, 
5.  der tatsächlichen Verantwortung für ei-

nen anerkannten Pflegefall oder 
6.  der Mitgliedschaft in Organen der 

Selbstverwaltung der Studierenden 
nach § 53 Absatz 5 Satz 1 des Hoch-
schulgesetzes 

 
beruht, und die Regelstudienzeit nicht um 
insgesamt mehr als zehn Semester über-
schritten wird. Für Wiederholungsprüfungen 
nach nicht bestandener Erster Staatsprüfung 
verlängern sich die Fristen nach Satz 1 und 
Satz 2 um zwei Semester; Regelungen des 
Prüfungsrechts begründen keine darüber 
hinaus gehenden Fristen. 
 
(5) Absolventinnen und Absolventen einer 
Ersten Staatsprüfung für ein Lehramt werden 
weiterhin in einen Vorbereitungsdienst für 
das Lehramt ihrer Ersten Staatsprüfung ein-
gestellt. Sie erwerben ihre 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2928&vd_back=N194&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2928&vd_back=N194&sg=0&menu=0
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Lehramtsbefähigungen unabhängig von 
Dauer und Ausgestaltung des Vorberei-
tungsdienstes. 
(6) Für Lehramtsanwärterinnen und Lehr-
amtsanwärter mit einer Ersten Staatsprüfung 
wird die Staatsprüfung über den 1. Au-
gust 2011 hinaus als „Zweite Staatsprüfung“ 
bezeichnet. 
 
(7) Die besondere Ausbildung an Berufskol-
legs der agrarwirtschaftlichen Fachrichtung 
nach § 25 des Lehrerausbildungsgesetzes 
vom 2. Juli 2002 kann letztmalig bis zum 
31. Dezember 2009 begonnen werden. Das 
Zulassungsgesetz für den Vorbereitungs-
dienst des höheren agrarwirtschaftlichen 
Dienstes und des Lehramts für die Sekun-
darstufe II der agrarwirtschaftlichen Fach-
richtung im Land Nordrhein-Westfalen 
(ZGVAgr) vom 31. März 1987 (GV. NRW. 
S. 138) tritt zum 1. Januar 2010 außer Kraft. 
 
(8) Für den berufsbegleitenden Vorberei-
tungsdienst gelten bis zum Inkrafttreten einer 
Rechtsverordnung nach § 13 Abs. 3 die Re-
gelungen der Ordnung des berufsbegleiten-
den Vorbereitungsdienstes und der Zweiten 
Staatsprüfung für Lehrämter an Schulen 
(OVP-B) vom 24. Juli 2003 (GV. NRW. 
S. 438) mit Ausnahme von deren § 19 
Abs. 1. 
 
(9) Abweichend von Absatz 1 tritt § 28 Ab-
satz 4 des Gesetzes über die Ausbildung für 
Lehrämter an öffentlichen Schulen (Lehrer-
ausbildungsgesetz – LABG) vom 2. Juli 2002 
(GV. NRW. S. 325), zuletzt geändert durch 
Artikel 16 des Gesetzes vom 21. April 2009 
(GV. NRW. S. 224), erst am 31. Dezember 
2025 außer Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt 
können auch Lehrerinnen und Lehrer mit der 
Befähigung zum Lehramt an Gymnasien und 
Gesamtschulen, Lehramt für die Sekundar-
stufe II oder Lehramt an Berufskollegs die 
Befähigung zum Lehramt an Grund-, Haupt- 
und Realschulen und den entsprechenden 
Jahrgangsstufen der Gesamtschulen erwer-
ben. Dies setzt voraus, dass mindestens 
eine ihrer Lehrbefähigungen einem Ausbil-
dungsfach des angestrebten Lehramts in der 
jeweiligen Schulform entspricht und die zu-
ständige Schulaufsichtsbehörde aufgrund ei-
ner mindestens 6-monatigen 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3026&vd_back=N438&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3026&vd_back=N438&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3239&vd_back=N325&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11375&vd_back=N224&sg=0&menu=0
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hauptberuflichen Tätigkeit an einer Schule 
ohne gymnasiale Oberstufe oder in der Se-
kundarstufe I der Gesamtschulen feststellt, 
dass sie über die fachlichen Qualifikationen 
für das angestrebte Lehramt verfügen. Die 
Feststellung erfolgt aufgrund einer dienstli-
chen Beurteilung und eines zusätzlichen ein-
stündigen Kolloquiums sowie einer Fortbil-
dung in einem Fach des didaktischen Grund-
lagenstudiums nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 
des Lehrerausbildungsgesetzes vom 2. Juli 
2002. 
 
(10) Das für Schulen zuständige Ministerium 
kann durch Rechtsverordnung zulassen, 
dass, beginnend im Jahr 2013 bis letztmalig 
beginnend spätestens im Jahr 2023, Lehre-
rinnen und Lehrer mit einer anderen Lehr-
amtsbefähigung die Befähigung für das 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
(§ 3 Abs. 1 Nr. 5) durch eine berufsbeglei-
tende Ausbildung in Verantwortung der Zen-
tren für schulpraktische Lehrerausbildung 
und eine Staatsprüfung nach § 7 erwerben. 
Die Ausbildung ist auf eine sonderpädagogi-
sche Fachrichtung begrenzt, kann aber Ele-
mente anderer sonderpädagogischer Fach-
richtungen einbeziehen. Die Ausbildung dau-
ert 18 Monate. In einer Rechtsverordnung 
nach Satz 1 regelt das Ministerium im Ein-
vernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium und dem für Finanzen zuständi-
gen Ministerium 
 
1.  die Auswahl der sonderpädagogi-

schen Fachrichtungen nach Satz 2, 
2.  Zugangs- und Zulassungsvorausset-

zungen für die Ausbildung, die auch 
Regelungen zu Zuständigkeiten für 
dienstliche Beurteilungen umfassen 
können, 

3.  die Zahl der Ausbildungsplätze, die 
den oberen Schulaufsichtsbehörden 
zur Besetzung zur Verfügung stehen, 

4.  Organisation und Inhalte der Ausbil-
dung und 

5.  das Prüfungsverfahren. 
 
(11) Die Pflicht zum Nachweis eines geson-
derten Eignungspraktikums beim Zugang 
zum Vorbereitungsdienst nach § 9 Absatz 1 
und § 12 Absatz 1 in der Fassung des Ge-
setzes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11419&vd_back=N308&sg=0&menu=1
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3. In § 20 Absatz 13 werden die Wörter „Im 

Jahr 2020“ durch die Wörter „In den 
Jahren 2020 und 2021“ ersetzt. 

 

das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) geändert 
worden ist, entfällt. Ein Eignungs-und Orien-
tierungspraktikum nach § 12 Absatz 1 und 
Absatz 2 führen die Hochschulen für Studie-
rende ein, die ihr Bachelorstudium ab dem 
Wintersemester 2016/2017 beginnen. 
 
(12) Soweit Hochschulen, aufgrund von § 12 
Absatz 2 Satz 2 in der Fassung des Geset-
zes vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 272) geändert 
worden ist, in ihren Ordnungen ein Berufs-
feldpraktikum in Schulen als Regelfall vorse-
hen, passen sie ihre Ordnungen bis zur 
nächsten planmäßigen Reakkreditierung der 
entsprechenden Studiengänge nach Inkraft-
treten von § 12 Absatz 2 Satz 4 an die geän-
derten Anforderungen an. 
 
(13) Im Jahr 2020 können Erste Staatsprü-
fungen auch außerhalb der vom Prüfungs-
amt gemäß Absatz 4 Satz 2 und 3 festgeleg-
ten Fristen im Einvernehmen mit der jeweili-
gen Hochschule beendet werden, wenn die 
auf Grund des ruhenden Prüfungsbetriebs 
nicht abgelegten Prüfungen unverzüglich 
nach Wiederaufnahme des Prüfungsbetriebs 
nachgeholt werden. 
 
(14) Die Auswirkungen des § 13 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b, der Zu-
gangsmöglichkeiten zur berufsbegleitenden 
Ausbildung auch auf der Grundlage eines an 
einer Fachhochschule erworbenen Master-
abschlusses eröffnet, werden im Rahmen 
der Berichterstattung nach § 1 Absatz 3 
Satz 1 im nächsten auf das Jahr 2020 fol-
genden Bericht überprüft. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
 
 

  

  

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13881&vd_back=N272&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11419&vd_back=N308&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13881&vd_back=N272&sg=0&menu=1


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13092 

 
 

22 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13092 

 
 

23 

Begründung 

 

A Allgemeiner Teil 

 

Gegenstand dieses Gesetzes sind Maßnahmen zur Vermeidung von Nachteilen der infekti-
onsschutzrechtlich bedingten Beeinträchtigungen des regulären Schulbetriebes für Schülerin-
nen und Schüler und für Studierende in der Lehrerausbildung. Aufgrund der Corona-Pandemie 
findet in der Schule weiterhin kein üblicher Unterrichtsbetrieb statt. Dennoch können in diesem 
Schuljahr alle Prüfungen und Versetzungsverfahren wie vorgesehen durchgeführt werden. 
Gleichwohl sind einige Änderungen von Vorgaben des Schulgesetzes und des Lehrerausbil-
dungsgesetzes angezeigt.  
 
Artikel 1 dieses Gesetzentwurfs erstreckt sich allein auf die Suspendierung von Regelungen, 
die durch das Schulgesetz vorgegeben sind. Alles Übrige wird Gegenstand einer Verordnung 
zur Änderung von Ausbildungs- und Prüfungen sein, die das Ministerium für Schule und Bil-
dung gemäß § 52 des Schulgesetzes mit Zustimmung des Ausschusses für Schule und Bil-
dung erlassen wird.  
 
Artikel 2 bedarf als abschließende Entscheidung des Gesetzgebers keiner weiteren ergänzen-
den Regelung. 
 
 
B Besonderer Teil 

 

Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 (§ 12 Absatz 5)  
Im Schuljahr 2019/2020 wurden alle am Schulleben Beteiligten von der Pandemie überrascht. 
Die geplante Wiederaufnahme des Unterrichts an den Schulen war für die Schülerinnen und 
Schüler keine Rückkehr zum „Normalbetrieb“. Sie war vielmehr häufig wie erwartet mit einem 
Wechsel von Lehrkräften und einem den schulischen Verhältnissen anzupassenden Unter-
richtsangebot in möglichst allen Unterrichtsfächern verbunden, vorrangig aber in den Kernfä-
chern. Da zum Zeitpunkt der Schulschließungen unklar war, wann sie wieder für Unterricht 
und Prüfungen geöffnet werden können, musste den Schulen daher ein Zeitkorridor für die 
Prüfungen eröffnet werden. Dies schloss zentrale Prüfungsaufgaben aus.  

 
In diesem Schuljahr 2020/2021 konnte auf den Erfahrungen des letzten Jahres aufbauend und 
langfristiger geplant werden. Das Ministerium für Schule und Bildung hat daher von vornherein 
– vergleichbar dem Abitur – Anpassungen bei den Zentralen Abschlussverfahren in der Se-
kundarstufe I (ZP 10) vorgenommen, die zu „fairen“ Prüfungen mit landeseinheitlichen Aufga-
ben für die schriftliche Prüfung führen. 
Dazu gehören:  
o die Verschiebung des Beginns der Prüfungstermine im Frühjahr 2021,  

o die Konkretisierung der fachlichen Vorgaben, 

o die Bereitstellung zusätzlicher Auswahlmöglichkeiten (einige für Lehrkräfte, einige für 

Schülerinnen und Schüler) bei den schriftlichen Prüfungsaufgaben einiger Prüfungsfächer 

sowie 

o zusätzliche Modifikationen der Bewertungsraster in den Unterlagen für die Lehrkräfte, 

durch die die vor dem Hintergrund des tatsächlich erteilten Unterrichts entstehenden 

Spielräume in den Bewertungen deutlicher werden. 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13092 

 
 

24 

Seit dem 22. Februar 2021 sind nach einer Phase des Distanzunterrichts die Schülerinnen 
und Schüler der Abschlussklassen wieder in den Präsenzunterricht zurückgekehrt, so dass 
eine Prüfungsvorbereitung für die im Mai beginnenden Zentralen Prüfungen in angemessener 
Form erfolgen konnte. Dabei ist insgesamt zu berücksichtigen, dass auch Distanzunterricht 
als Unterricht zu betrachten ist, der sich nach den Stundentafeln und den Kernlehrplänen rich-
tet. Mit der Verordnung zum Distanzunterricht (Zweite Verordnung zur befristeten Änderung 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen gemäß § 52 SchulG vom 2. Oktober 2020 [GV. 
NRW. S. 975]) gibt es – anders als im vergangenen Jahr – nunmehr eine Rechtsgrundlage für 
den Distanzunterricht. Zudem hat sich inzwischen eine pädagogische Praxis auf der Basis 
einer deutlich verbesserten digitalen Infrastruktur etabliert. Sie führt dazu, dass Lernfortschritte 
erzielt und Leistungen aus dem Distanzunterricht bewertet werden können. Dies gilt insbeson-
dere für Schülerinnen und Schüler der höheren Klassen, die am Ende ihrer Schulzeit stehen 
und bei denen höhere Ansprüche an Phasen selbständigen Arbeitens gestellt werden können. 

 
Vor diesem Hintergrund ist es – auch als Wertschätzung für die damit verbundenen Ab-
schlüsse – richtig, an einem Abschlussverfahren am Ende der Klassen 10 festzuhalten, in 
dessen Rahmen landeseinheitliche Aufgaben für die schriftliche Prüfung gestellt werden. 
 
Zu Nummer 2 (§ 13 Absatz 4) 
In diesem Schuljahr hat es einen angepassten Schulbetrieb im Präsenzunterricht, im Distan-
zunterricht oder in Zwischenformen gegeben. Im weiteren Verlauf des Schuljahres werden 
auch auf der Grundlage aus Präsenz- und Distanzunterricht Leistungsbewertungen sowie 
Zeugnisse zum zweiten Schulhalbjahr möglich werden, mit denen Versetzungsentscheidun-
gen verbunden sind.  
 
Auf dieser Grundlage kann daher auch die Klassenkonferenz am Ende der Erprobungsstufe 
eine Aussage dazu treffen, ob eine Schülerin oder ein Schüler den Bildungsgang in der ge-
wählten Schulform fortsetzen kann.  
 
Auf der anderen Seite ist dieses Schuljahr für viele Schülerinnen und Schüler mit besonderen 
Belastungen und Herausforderungen verbunden, denen mit anderen Maßnahmen, auch in 
diesem Gesetzentwurf, Rechnung getragen werden soll. Insbesondere bei jüngeren Schüle-
rinnen und Schülern kann zudem nicht erwartet werden, dass sie in Phasen des Distanzunter-
richts dieselben Lernfortschritte erzielen wie bei einem durchgängigen Präsenzunterricht, da 
die erforderlichen Selbstlernkompetenzen erst noch ausgeprägt werden müssen. Da mit einer 
Versetzungsentscheidung am Ende der Erprobungsstufe aber auch eine Entscheidung über 
den Verbleib in einer Schulform und damit ein Eingriff in die Schullaufbahn verbunden sein 
kann, muss auch in diesem Schuljahr die Entscheidung über den Verbleib in der Schulform 
den Eltern überlassen werden. Hierbei sollen die Schulen die Eltern beraten.  
 
Nicht angebracht wäre eine Verlängerung der Erprobungsstufe um ein Jahr und damit eine 
Verlagerung der Entscheidung der Klassenkonferenz über den Verbleib in der gewählten 
Schulform auf das Ende der Klasse 7. Eine solche Verschiebung würde einen Wechsel zwi-
schen den Schulformen für alle Beteiligten erschweren. Alle Schulformen der Sekundarstufe I 
haben ab Klasse 7 unterschiedliche Anforderungen und zum Teil Unterrichtsfächer (z. B. Be-
ginn der zweiten Fremdsprache/Wahlpflichtbereich in Klasse 7), die sich auch in den Stunden-
tafeln der unterschiedlichen Schulformen widerspiegeln.  
 
Zu Nummer 3 (§ 18 Absatz 6) 
Am Ende der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe findet eine zentrale schriftliche 
Leistungsüberprüfung mit landeseinheitlichen Aufgaben statt (§ 18 Absatz 3). § 14 Absatz 1 
Satz 3 Verordnung über den Bildungsgang und die Abiturprüfung in der gymnasialen 
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Oberstufe bestimmt, dass sie in den Fächern Deutsch und Mathematik geschrieben wird. Als 
Termin für das Schuljahr 2020/2021 war der Mai 2021 vorgesehen. 
 
Die zentrale schriftliche Leistungsüberprüfung ist ein Instrument der Sicherung der Qualität 
des schulischen Lernens. Als Leistung in der Einführungsphase hat sie keinen Einfluss auf die 
Gesamtqualifikation. Damit ist sie im Schuljahr 2020/21 vor dem Hintergrund der besonderen 
Rahmenbedingungen als zentrale Leistungsüberprüfung ersetzbar. Anders als die Schülerin-
nen und Schüler der Abschlussklassen, die seit dem 22. Februar in den Präsenzunterricht 
zurückgekehrt sind, ist eine Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts für Schülerinnen und 
Schüler der Einführungsphase derzeit nicht absehbar. Auch vor diesem Hintergrund soll auf 
Klausuren mit zentral gestellten Aufgaben verzichtet werden. 
 
Zu Nummer 4 (§ 23 Absatz 5) 
Siehe die Begründung zu § 12, diese gilt für die ZP 10-Prüfungen an Weiterbildungskollegs 
entsprechend.  
 
Zu Nummer 5 (§ 36 Absatz 4) 
§ 36 regelt die Unterstützungsmaßnahmen für Kinder, die in zwei Jahren oder im kommenden 
Schuljahr eingeschult werden, um sicherzustellen, dass jedes Kind vom Beginn des Schulbe-
suchs an dem Schulunterricht sprachlich folgen und sich daran angemessen beteiligen kann. 
Im Schuljahr 2019/2020 musste der Zeitraum zur Durchführung des Verfahrens zur Feststel-
lung des Sprachstands nach Delfin 4 aufgrund des damals zunächst ruhenden und im An-
schluss nur eingeschränkt wieder aufgenommenen Schulbetriebs verschoben werden. Dies 
war sowohl erforderlich, um die Durchführung unter infektionsschutzrechtlich Erfordernissen 
weitestgehend zu ermöglichen als auch um dem prioritären Bildungsauftrag der Schulen für 
schulpflichtige Kinder in dieser Situation gerecht werden zu können. 
 
Das Verfahren wird seit Oktober 2020 nachgeholt. Es kann aufgrund der in diesem Schuljahr 
bestehenden pandemiebedingten Einschränkungen erst Anfang Mai 2021 vollständig abge-
schlossen werden. 
 
Seit dem 22. Februar 2021 sind die Schülerinnen und Schüler der Primarstufe nach einer seit 
Jahresbeginn laufenden Phase des Distanzunterrichts in einen eingeschränkten Präsenzun-
terricht zurückgekehrt. Wesentliche Aufgabe aller Lehrkräfte und sozialpädagogischen Fach-
kräfte in der Grundschule ist es daher, die Schülerinnen und Schüler nach einer längeren 
Phase der Abwesenheit wieder an geordnete Strukturen des Unterrichts in Präsenz heranzu-
führen und erfolgreiche Lernprozesse zu ermöglichen. Vor diesem Hintergrund kann nicht ge-
währleistet werden, dass alle Verfahren nach Delfin 4 innerhalb des laufenden Schuljahres 
abgeschlossen werden.  
 
Zu Nummer 6 (§ 50 Absatz 6) 
Im vergangenen Jahr gab es für die meisten Schülerinnen und Schüler insbesondere der wei-
terführenden Schulen, die am Ende des Schuljahres nicht vor Abschlüssen standen, nach dem 
Lockdown vom 13. März 2020 nur noch wenige Tage Präsenzunterricht. Eine Rechtsgrund-
lage für einen Distanzunterricht gab es ebenfalls noch nicht. Zudem gab es weder Eckpunkte 
für eine pädagogische Konzeption noch eine hinreichende infrastrukturelle Ausstattung für ein 
Lernen auf Distanz, so dass die dort erbrachten Leistungen nicht als versetzungsrelevant be-
wertbar waren.  
 
Vor diesem Hintergrund wurden alle Schülerinnen und Schüler, die nicht vor Abschlüssen 
standen, im Schuljahr 2019/2020 versetzt, auch wenn sie die Versetzungsbestimmungen nicht 
erfüllten.  

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/13092 

 
 

26 

In diesem Schuljahr hingegen hat es bis kurz vor Weihnachten einen angepassten Schulbe-
trieb im Präsenzunterricht gegeben, der eine Leistungsbewertung sowie die Erteilung von 
Zeugnissen zum Halbjahr möglich machte. Auch wenn der Beginn des zweiten Schulhalbjah-
res noch von Distanzunterricht geprägt war, ist davon auszugehen, dass eine Rückkehr in den 
Präsenzunterricht für alle Schülerinnen und Schüler spätestens nach den Osterferien zu er-
warten ist. Da in der Zwischenzeit ein Distanzunterricht auf einer seit Beginn des Schuljahres 
geltenden Rechtsgrundlage erteilt wurde, pädagogische Konzepte vorliegen und die infra-
strukturelle Ausstattung deutlich verbessert wurde, ist – anders als im vergangenen Jahr – 
davon auszugehen, dass Schülerinnen und Schüler auch in einem Distanzunterricht, der sich 
nach den Stundentafeln und Lehrplänen richtet, gezielte Lernfortschritte machen können und 
eine Leistungsbewertung möglich ist. Auf der Basis einer solchen Mischung aus Präsenz- und 
Distanzunterricht können daher die Versetzungsentscheidungen gemäß den Ausbildungsord-
nungen erfolgen. Hierbei werden die im gesamten Schuljahr erbrachten Leistungen berück-
sichtigt werden. 

 
Eine generelle Versetzung, unabhängig von den erbrachten Leistungen und damit der Anzahl 
der mangelhaften oder ungenügenden Leistungen, dürfte hingegen dazu führen, dass bei ei-
nem erheblichen Teil der so versetzen Schülerinnen und Schüler die in diesem Schuljahr ent-
wickelten großen Lernrückstände eine erfolgreiche Teilnahme am Unterricht der nächst höhe-
ren Klasse im Schuljahr 2021/2022 gefährdet würde.  
 
Um coronabedingte Benachteiligungen, zum Beispiel aufgrund von Belastungen durch die un-
gewohnten Lernformen, die Anforderungen eines hohen Grades an Selbstlernkompetenzen 
und weniger direkte Feedback-Strukturen auszugleichen, sollen durch den Verzicht auf das 
Versenden der so genannten „Blauen Briefe“ (gemäß § 50 Absatz 4 SchulG) mehr Schülerin-
nen und Schüler als nach bisheriger Regelung versetzt werden können: Minderleistungen in 
einem Fach, die abweichend von der im letzten Zeugnis erteilten Note nicht mehr ausreichend 
sind, werden bei der Versetzungsentscheidung nicht berücksichtigt.  
 
Bereits § 44 SchulG trifft grundsätzliche Regelungen zu Beratungs- und Informationspflichten 
der Schule. Die Neureglung konkretisiert diese Pflicht. Die Informations- und Beratungspflicht 
der Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern bleibt von dem Verzicht auf das Versenden 
der so genannten „Blauen Briefe“ unberührt. Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern sind 
rechtzeitig auf etwaige Defizite in der individuellen Lern- und Leistungsentwicklungen hinzu-
weisen und werden von den Lehrkräften auf Wunsch hierzu beraten.  
 
Zu Artikel 2 
 
Zu Nummer 1 (§ 11 Absatz 11) 
Die Regelung greift pandemiebedingte Probleme bei der Umsetzung des in § 11 Absatz 10 
LABG für das Lehramtsstudium moderner Fremdsprachen vorgesehenen Auslandsaufenthalts 
auf. 
 
In der aktuellen Pandemielage lassen sich Auslandsaufenthalte kaum durchführen. Nach § 11 
Absatz 10 ist das in vielen Fällen zum gegenwärtigen Zeitpunkt auch nicht zwingend erforder-
lich, da die dort genannten Anforderungen einige Spielräume eröffnen. Diese Spielräume er-
möglichen es zum Beispiel, geplante Auslandsaufenthalte zu verschieben oder Auslandsauf-
enthalte, die bereits vor dem Studium stattgefunden haben, zu berücksichtigen. 
Unbillige Härten können allerdings für fortgeschrittene Studierende entstehen, die bis auf den 
Auslandsaufenthalt bereits alle fachlichen Voraussetzungen für den Zugang zum Vorberei-
tungsdienst erfüllen. Für diese Personengruppe, für die keine Spielräume mehr für die Gestal-
tung des Studiums bestehen, schafft der neue Absatz einen befristeten Ausnahmetatbestand, 
der eine zeitnahe Fortsetzung der Lehramtsausbildung im Vorbereitungsdienst ermöglicht. 
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Zu Nummer 2 (§ 12 Absatz 6) 
Nach § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist das Eignungs- und Orientierungspraktikum innerhalb 
eines Schulhalbjahres möglichst als Blockpraktikum abzuleisten. Der neue Absatz ermöglicht 
für einen befristeten Zeitraum eine flexiblere Gestaltung, sofern das Eignungs- und Orientie-
rungspraktikum pandemiebedingt unterbrochen werden musste (z. B. wegen Quarantäneauf-
lagen). 
 
Zu Nummer 3 (§ 20 Absatz 13) 
Die pandemiebedingten Einschränkungen des universitären Prüfungsbetriebs können in Ein-
zelfällen dazu führen, dass Prüfungen nicht wie geplant abgenommen werden können. Um 
daraus entstehende Unbilligkeiten abzufedern wird die ursprünglich auf das Jahr 2020 befris-
tete Regelung auf das Jahr 2021 ausgeweitet. 
 
Zu Artikel 3 
 
Der Artikel regelt das Inkrafttreten. Die Regelungen gelten aufgrund der Gesetzesformulierun-
gen ausschließlich für das Schuljahr 2020/2021 oder für das Jahr 2021.  
 


